
www.akeuropa.eu 

Multilaterale Reform der 

Investitionsschiedsgerichtsbarkeit

April 2017 

AK Positionspapier

www.akeuropa.eu


www.akeuropa.eu	 Multilaterale Reform der Investitionsschiedsgerichtsbarkeit	 2

Die Bundesarbeitskammer ist die ge-
setzliche Interessenvertretung von 
rund 3,6 Millionen ArbeitnehmerIn-
nen und KonsumentInnen in Öster-
reich. Sie vertritt ihre Mitglieder in al-
len sozial-, bildungs-, wirtschafts und 
verbraucherpolitischen Angelegen-
heiten auf nationaler als auch auf der 
Brüsseler EU-Ebene. Darüber hinaus 
ist die Bundesarbeitskammer Teil der 
österreichischen Sozialpartnerschaft. 
Die BAK ist im EU-Transparenzregister 
unter der Nummer 23869471911-54 
registriert.

Das AK EUROPA Büro in Brüssel wurde 
1991 errichtet, um die Interessen aller 
Mitglieder der Bundesarbeitskammer 
gegenüber den Europäischen Institu-
tionen vor Ort einzubringen. 

Zur Organisation und Aufgabe der 
Bundesarbeitskammer in Österreich 

Die Bundesarbeitskammer Österreichs 
bildet die Dachorganisation von neun 
Arbeiterkammern auf Bundesländere-
bene, die gemeinsam den gesetzlichen 
Auftrag haben, die Interessen ihrer Mit-
glieder zu vertreten. 

Rudi Kaske
Präsident

Im Rahmen ihrer Aufgaben beraten die 
Arbeiterkammern ihre Mitglieder unter 
anderem in Fragen des Arbeitsrechts, 
des Konsumentenschutzes, in Sozial- 
und Bildungsangelegenheiten. Mehr 
als drei Viertel der rund 2 Millionen 
Beratungen jährlich betreffen arbeits-, 
sozial- und insolvenzrechtliche Frages-
tellungen. Darüber hinaus nimmt die 
Bundesarbeitskammer im Rahmen von 
legislativen Begutachtungsverfahren 
die Aufgabe wahr, die Positionen der 
ArbeitnehmerInnen und der Konsu-
mentInnen gegenüber dem Gesetzge-
ber in Österreich als auch auf  EU-Ebene 
einzubringen. 

Alle österreichischen ArbeitnehmerIn-
nen sind per Gesetz Mitglied der Ar-
beiterkammern. Die Mitgliedsbeiträge 
sind gesetzlich geregelt und betragen 
0,5 Prozent des Bruttoeinkommens 
(maximal bis zur Höchstbemessungs-
grundlage in der Sozialversicherung). 
816.000 (ua Arbeitslose, Eltern in Ka-
renz, Präsenz- und Zivildiener) der rund 
3,6 Millionen Mitglieder sind von der 
Zahlung des Mitgliedsbeitrages befreit, 
haben aber Anspruch auf das volle AK-
Leistungsangebot!

Christoph Klein
Direktor

Wir über uns
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.

Kurzzusammenfassung
Im Rahmen der obligatorischen Wir-
kungsanalyse, die die Kommission bei 
neuen Dossiers zu erstellen hat, hat sie 
eine öffentliche Konsultation zur Etablie-
rung eines permanenten Investitions-
schiedsgerichtes eingeleitet. Die Fragen 
gehen von der Annahme aus, dass das 
Investitionsschutzregime grundsätzlich 
befürwortet wird und punktuelle Ver-
besserungen im Investor-Staat-Streit-
schlichtungsverfahren zu mehr Legiti-
mität des Systems dienen würden.

Die BAK beteiligt sich an der Konsul-
tation, indem sie eine grundsätzliche 
Bewertung der Kommissionsinitiative 
vor dem Hintergrund der fortschreiten-
den Globalisierung, die nach besserer 
internationaler Zusammenarbeit und 
insbesondere Rechtsdurchsetzung ver-
langt, vornimmt. Doch braucht es auf 
internationaler Ebene vorrangig effek-
tive Durchsetzungsmöglichkeiten für 
Grundrechte generell, nicht aber eine 
weitere Verfestigung und Ausweitung 
von Konzernrechten. Auch ist den Men-
schenrechten Vorrang gegenüber Han-
dels- und Investitionsrechten einzuräu-
men.
. 
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Die BAK kritisiert, 

•	 dass im Rahmen der Konsultation 
ausschließlich Verfahrensregeln 
(Auswahl und Entlohnung der Rich-
ter, Übernahme von Verfahrensko-
sten für KMU-KlägerInnen durch öf-
fentliche Mittel, Schiedsgericht ein-
schließlich Berufungsinstanz oder 
nur Berufungsorgan etc) zur Diskus-
sion gestellt werden. Doch die Inve-
stitionsschutzverträge an sich, mit 
ihren substanziellen Schutzbestim-
mungen für ausländische Investo-
ren, wären auch zu hinterfragen. 
Diese sind aber nicht Gegenstand 
der Konsultation. 

	 Damit wird einmal mehr die grund-
sätzliche Diskussion über Investiti-
onsschutz für multinationale Unter-
nehmen vermieden und nicht auf 
die massive Kritik, die schon bei 
der Konsultation der Kommission 
zu ISDS und TTIP im Frühjahr 2014 
formuliert wurde, eingegangen. Die 
Kommission negiert die Anliegen 
der Gewerkschaften und Zivilge-
sellschaft aber auch Wissenschaft 
und Akteure öffentlichen Interesses, 
die negativen Folgen der Globalisie-
rung grundsätzlich zu diskutieren. 

•	 dass ein „besseres“ Verfahren der 
ISDS-Schiedsgerichtsbarkeit nicht 
das dem Investitionsschutzregime 
zu Grunde liegende Problem der 
Sonderrechte für ausländische In-
vestoren und der Sondergerichts-
barkeit, die ausschließlich Inve-
storenrechte auslegt, ohne diesen 
auch Pflichten gegenüberzustellen, 
löst.

Institutionalisiertes multilaterales In-
vestitionsschiedsgericht (MIC) 

Mit dem MIC-Dossier zeigt sich die Eu-
ropäische Kommission ansatzweise 
bereit, auf einzelne Kritikpunkte an der 
privaten ad hoc Schiedsgerichtsbarkeit, 
die von der BAK wiederholt vorgebracht 
wurden, einzugehen und sich für mehr 
„Transparenz, Zurechenbarkeit, Effekti-
vität und Unparteilichkeit“ einzusetzen. 
Das bestehende System der privaten 
ad hoc Investitionsschiedsgerichte 
konnte sich unter anderem deswegen 
etablieren, weil es im Vergleich zu ei-
nem institutionalisierten System einfach 
und bilateral zu implementieren ist. Es 
gibt daher berechtigte Zweifel an der 
politischen Machbarkeit, punktuelle Än-
derungen am grundsätzlich unbefriedi-
genden Regime bewirken zu können, 
insbesondere als erst vor wenigen Jah-
ren vergleichbare Reformanstrengun-
gen im Rahmen der Weltbank (ICSID-
Verfahrensregeln) im Sande verlaufen 
sind. Auch die aktuelle Entwicklung, 
bilaterale Investitionsschutzregime auf-
zukündigen, arbeitet gegen die Institu-
tionalisierung der ISDS-Schiedsgerichts-
barkeit. 

Die Position der AK im Einzelnen
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Grundsätzliche Argumente   

Die zur Diskussion gestellten Elemente 
eines multilateralen Investitionsschieds-
gerichts MIC werden vor dem Hinter-
grund folgender Leitlinien der BAK be-
wertet: 

•	 Wir setzen uns für faire Rahmen-
bedingungen der Globalisierung 
ein, um die Regulierungslücke zu 
überwinden und einem Standort-
wettbewerb auf Kosten der Be-
schäftigten entgegen zu wirken. 
Hierzu braucht es ein effektives 
System zur Durchsetzung von 
Menschenrechten (einschließlich 
Eigentumsrechten), sozialen Rech-
ten und Umweltzielen auch in der 
Wertschöpfungskette. Um ein posi-
tives Investitionsverhalten zu unter-
stützen, sind die Eigentumsrechte 
ausländischer Investoren mit ent-
sprechenden Pflichten auszuba-
lancieren, wobei diese der Durch-
setzung europäischer Grundwerte 
in Bezug auf soziale und ökolo-
gische, aber insbesondere Men-
schen-, Arbeits-, Entwicklungs- und 
Frauenrechte dienen sollen. 

•	 Die BAK hinterfragt, warum aus-
gerechnet die Rechte von Investo-
ren durch internationale Verfahren 
verfestigt und damit abgesichert 
werden sollen. Aus unserer Sicht 
ist prioritär eine Lösung für die 
gravierenden, mit der Globalisie-
rung im Zusammenhang stehen-
den, regulatorischen Problemen 
zu suchen. Diese sind die effekti-
ve Durchsetzung von Sozial- und 
ArbeitnehmerInnenrechten sowie 
die menschenrechtliche Sorg-
faltspflicht von Unternehmen in 
der Wertschöpfungskette. Darüber 
hinaus haben die demokratischen 
Regierungen ihren Politikgestal-

tungsspielraum zu verteidigen, um 
auf soziale, umweltpolitische und 
menschenrechtliche Herausforde-
rungen in Zukunft adäquat reagie-
ren zu können.

•	 Der rechtliche Schutz, den Investi-
tionsschutzregime Investoren ge-
währen, geht weit über das übliche 
Eigentumsrecht hinaus und reicht 
vom Zivilrecht über das allgemeine 
Verwaltungsrecht bis zum Sozial- 
und Steuerrecht. Hiermit werden 
einer kleinen Interessensgruppe 
privilegierte Rechte eingeräumt, 
was die Diskriminierung von einem 
Großteil der Gesellschaft (inländi-
sche Investoren, Gewerkschaften, 
ArbeitnehmerInnen, Verbrauche-
rInnen, Zivilgesellschaft) bedingt. 

•	 Demokratische Entscheidungswe-
ge werden gefährdet, weil auslän-
dische Investoren ein machtvolles 
Instrument bekommen, mit dem 
sie über Klagen oder auch Klage-
drohungen Gesetzesinitiativen im 
Interesse der Allgemeinheit beein-
flussen und uU verhindern, jeden-
falls aber auf Kosten der Steuer-
zahlerInnen hohe Schadensersatz-
zahlungen erstreiten können. 

•	 Das staatliche Regulierungsrecht 
ist im Investitionsschutzregime 
nicht abgesichert, da es dem Tri-
bunal obliegt, die Verhältnismäßig-
keit neuer gesetzlicher Maßnah-
men zum weitreichenden Investi-
tionsschutz hinsichtlich möglicher 
Schadensersatzansprüche zu be-
werten.
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Das MIC greift zu kurz und kann die 
Bedenken der BAK nicht ausräumen, 
daher sind 

•	 die international beschränkten Ver-
handlungsressourcen auf erfolgs-
versprechende Reformdiskussio-
nen mit weitreichenden Lösungs-
kompetenzen zu konzentrieren. 
Hierbei müssen Prozesse Vorrang 
haben, die „global governance“ 
zu stärken und der Durchsetzung 
von völkerrechtlichen Sozial-, Men-
schen-, Umwelt-, Gesundheits- 
und Arbeitsrechten für eine „faire 
Globalisierung“ dienen. Hierzu ist 
im Rahmen der Vereinten Natio-
nen der „TNC-Treaty“-Prozess 
(UN-Menschenrechtsrat) sowie die 
„Post-2015 Sustainable Develop-
ment Agenda“ (UNCTAD) tatkräftig 
voranzutreiben. 

•	 Die Investitionsschutzregime soll-
ten auslaufen: Große Schwel-
lenländer wie Indien, Südafrika, 
Indonesien haben ihre bilateralen 
Investitionsschutzabkommen (BITs) 
bereits gekündigt. Auslösend hier-
für waren die substantiellen Investi-
tionsschutzrechte der Abkommen, 
nicht der ISDS-Streitbeilegungsme-
chanismus. Andere bedeutende 
Länder wie Mexiko, Türkei, Peru, 
Philippinen und Indonesien kri-
tisieren die materiell-rechtlichen 
BITs-Klauseln und arbeiten an der 
Reform ihrer Investitionsschutzre-
gime (Modell-BITs bzw regionale 
Schiedsgerichte). Hinsichtlich der 
Intra-EU-BITs vertreten wir die Mei-
nung, dass diese dem EU-Recht 
nicht entsprechen, ein entspre-
chendes Vertragsverletzungsver-
fahren ist anhängig. 
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Für weitere Fragen stehen Ihnen gerne 

Elisabeth Beer
T: +43 (0) 1 501 65 2464
elisabeth.beer@akwien.at

sowie

Petra Völkerer
(in unserem Brüsseler Büro)
T +32 (0) 2 230 62 54  
petra.völkerer@akeuropa.eu

zur Verfügung.

Österreichische Bundesarbeitskammer
Prinz-Eugen-Straße 20-22
1040 Wien, Österreich 
T +43 (0) 1 501 65-0

AK EUROPA
Ständige Vertretung Österreichs bei der EU
Avenue de Cortenbergh 30
1040 Brüssel, Belgien
T +32 (0) 2 230 62 54
F +32 (0) 2 230 29 73
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